
Stadt Werther (Westf.)       

Der Bürgermeister 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
 

S a t z u n g 

der Stadt Werther (Westf.) vom 21.05.2026 

über die Veränderungssperre 

für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 42 

„WECO-Center“ 

 

Aufgrund der §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 

3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18.12.2025 (BGBl. I Nr. 347), 

in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10.07.2025 (GV. NRW. S. 618), hat der Rat der Stadt 

Werther (Westf.) in seiner Sitzung am 21.05.2026 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 

 

In seiner Sitzung am 05.05.2026 hat der Ausschuss für Planen, Bauen und Stadtentwick-

lung des Rates der Stadt Werther (Westf.) einen Aufstellungsbeschluss für die Einleitung 

eines ergänzenden Verfahrens gem. § 214 Abs. 4 BauGB für den Bebauungsplan Nr. 42 

„WECO-Center“ gefasst. Ziel des ergänzenden Verfahrens ist, die im Normenkontrollver-

fahren festgestellten Mängel zu beheben und den Bebauungsplan rechtssicher neu in Kraft 

zu setzen. Das ergänzende Verfahren wird auf die Behebung der festgestellten Mängel 

beschränkt, im Übrigen bleiben die bisherigen Planungsziele und Festsetzungen unberührt. 

 

Zur Sicherung der Planung wird für den gesamten Planbereich eine Veränderungssperre 

erlassen. 

§ 2 

 

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre ergibt sich aus dem anliegenden 

Lageplan im Maßstab 1 : 2.000, der Bestandteil dieser Satzung ist und in dem der von der 

Veränderungssperre betroffene Grundstücksbereich rot umrandet und schwarz schraffiert 

ist. 

§ 3 

 

(1) In dem räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen 

 

a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen 

nicht beseitigt werden; 

 

b) erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und 

baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- 

oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

 

(2) Von der Veränderungssperre kann die Baugenehmigungsbehörde im Einverneh-

men mit der Stadt Werther (Westf.) eine Ausnahme zulassen, wenn überwiegende 

öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 

 

(3) Von der Veränderungssperre werden nicht berührt 

 

a) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich geneh-

migt worden sind, 

 



b) Vorhaben, von denen die Stadt nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis 

erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungs-

sperre hätte begonnen werden dürfen, 

 

c) sowie Unterhaltungsarbeiten, 

 

d) und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung. 

 

 

Hiermit wird die Satzung gemäß § 16 Abs. 2 Satz 1 BauGB mit den nachstehen-

den Hinweisen bekannt gemacht. 

 

Hinweise 

 

I. Gemäß § 215 BauGB werden 

 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeich-

neten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschrif-

ten über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 

 

unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung 

schriftlich gegenüber der Stadt Werther (Westf.) unter Darlegung des die Verletzung be-

gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 

II. Gemäß § 18 Abs. 3 Satz 2 BauGB wird auf folgende Bestimmungen hingewiesen: 

 

Dauert die Veränderungssperre länger als vier Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder 

der ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB hinaus, ist den Be-

troffenen für dadurch entstandene Vermögensnachteile eine angemessene Entschädigung 

in Geld zu leisten (§ 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB). 

 

Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in § 18 Abs. 1 

Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit 

des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 

der Stadt Werther (Westf.) beantragt (§ 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB). Auf die Vorschrift 

des § 44 Abs. 4 i.V.m. § 18 Abs. 3 Satz 1 BauGB zum Erlöschen des Entschädigungsan-

spruchs wird hingewiesen. 

 

III. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine 

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustande-

kommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 

geltend gemacht werden, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-

ren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Werther (Westf.) vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-

den, die den Mangel ergibt. 

 



 
 
In dem vorstehenden Planauszug ist das Gebiet der Veränderungssperre rot umrandet und 

schwarz schraffiert kenntlich gemacht. Für die genauen Grenzen ist der Grundkartenaus-

zug verbindlich. 

 



Satzung und Grundkartenauszug können im Fb. 4 Planen und Bauen der Stadt Werther 

(Westf.), Zimmer 2.10, Mühlenstraße 2, 33824 Werther (Westf.), während der Dienststun-

den eingesehen werden. 

 

Werther (Westf.), 07.07.2026 

 

 

gez. Veith Lemmen 


